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Botschaft

zum Bundesgesetz iiber die pauschale Vergiitung
der Mehrwertsteuer auf den Empfangsgebiihren
fiir Radio und Fernsehen

vom 27. November 2019

Sehr geehrte Frau Nationalratsprésidentin
Sehr geehrter Herr Stdnderatsprésident
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit dieser Botschaft unterbreiten wir Thnen, mit dem Antrag auf Zustimmung, den
Entwurf des Bundesgesetzes iiber die pauschale Vergiitung der Mehrwertsteuer auf
den Empfangsgebiihren fiir Radio und Fernsehen.

Gleichzeitig beantragen wir Thnen, den folgenden parlamentarischen Vorstoss abzu-
schreiben:

2018 M 15.3416  Riickzahlung der unrechtmaissig erhobenen Mehrwertsteuer
auf Radio- und Fernsehgebiihren
(N 04.05.17, Fliickiger; S 12.09.18)

Wir versichern Sie, sehr geehrte Frau Nationalratsprisidentin, sehr geehrter Herr
Stinderatsprésident, sehr geehrte Damen und Herren, unserer vorziiglichen Hoch-
achtung.

27. November 2019 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundesprisident: Ueli Maurer
Der Bundeskanzler: Walter Thurnherr

2019-0329 8167



Ubersicht

Alle Haushalte sollen eine pauschale Vergiitung von 50 Franken fiir die vom
Bund ohne Rechtsgrund erhobene Mehrwertsteuer auf den Radio- und Fernseh-
empfangsgebiihren erhalten. Eine pauschale Vergiitung an die Unternehmen ist
nicht angezeigt.

Ausgangslage

Das Bundesgericht entschied im April 2015 in einem Grundsatzurteil, dass die
Empfangsgebiihr fiir Radio und Fernsehen nicht der Mehrwertsteuerpflicht unter-
steht. Der Entscheid wurde von den zustindigen Bundesdmtern (Eidgendssische
Steuerverwaltung und Bundesamt fiir Kommunikation) unverziiglich umgesetzt.
Seither wird den Gebiihren- bzw. Abgabepflichtigen keine Mehrwertsteuer mehr in
Rechnung gestellt. Offen liess das Bundesgericht zundchst die Frage der Riickerstat-
tung der bereits erhobenen Mehrwertsteuer, was zu Folgeverfahren vor dem Bun-
desverwaltungsgericht und dem Bundesgericht fiihrte. Insgesamt wurden rund
30 000 Gesuche um Riickerstattung der Mehrwertsteuer eingereicht.

Das Bundesgericht ordnete im November 2018 in vier Einzelfillen die Riickerstat-
tung der Mehrwertsteuer auf den Radio- und Fernsehempfangsgebiihren fiir die Zeit
von 2010 bis 2015 an. Der Anspruch auf Riickerstattung fiir die Mehrwertsteuer, die
vor dem 1. Januar 2010 bezahlt wurde, ist gemdss Bundesgericht verjihrt. Die
Urteile des Bundesgerichts beziehen sich nur auf Privathaushalte. Sie haben Leit-
charakter.

Die vom Parlament iiberwiesene Motion Fliickiger-Bdni vom 5. Mai 2015 verlangt
die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage, die eine Riickerstattung der Mehrwert-
steuer an alle Haushalte und Unternehmen ermoglicht.

Am 1. Januar 2019 wurde der Systemwechsel von den gerdteabhdngigen Empfangs-
gebiihren zur gerdteunabhdngigen Abgabe fiir Radio und Fernsehen vollzogen. Das
Inkasso der Abgabe stellt mit rund 3,57 Millionen abgabepflichtigen Haushalten
(Stand 30. September 2019) ein Massengeschdfi dar. Eine individuelle Riickerstat-
tung der Mehrwertsteuer an die Haushalte wiirde ebenfalls ein Massengeschift
darstellen. Sie wdre sogar noch anspruchsvoller als die Erhebung der Abgabe fiir
Radio und Fernsehen, weil die Verhdltnisse in der Vergangenheit rekonstruiert
werden miissten. Der damit verbundene Verwaltungsaufwand wiirde in einem offen-
sichtlichen Missverhdltnis zu den zuriickzuzahlenden Betrdgen stehen.

Inhalt der Vorlage

Aus den dargelegten Griinden sieht der Gesetzesentwurf eine pauschale Vergiitung
an alle Haushalte vor. Diese erfolgt iiber eine einmalige Gutschrift von 50 Franken
auf den Abgaberechnungen der Erhebungsstelle Serafe AG. Die Hohe der Vergii-
tung orientiert sich am Gesamtbetrag der von 2010 bis 2015 bei den Haushalten
erhobenen Mehrwertsteuer und der voraussichtlichen Anzahl abgabepflichtiger
Haushalte im Vergiitungsjahr. Vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Mdrz 2015 wurden
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vom Bund rund 170 Millionen Franken Mehrwertsteuer erhoben. Davon entfallen
rund 165 Millionen Franken auf die Haushalte und 5 Millionen Franken auf die
Unternehmen.

Die pauschale Vergiitung tritt an die Stelle der Riickforderung im Einzelfall. Wer
bereits ein Gesuch um Riickerstattung der Mehrwertsteuer eingereicht hat, wird die
Vergiitung ebenfalls als Gutschrift auf der Abgaberechnung erhalten. Privatperso-
nen kénnen keine individuellen Riickforderungsanspriiche fiir bis zum Jahr 2015
ohne Rechtsgrund bezahlte Mehrwertsteuern auf den Empfangsgebiihren und allfdl-
lige damit zusammenhdngende Anspriiche geltend machen.

Mit dieser Vorlage soll die Mehrwertsteuer auf den Radio-und Fernsehempfangsge-
biihren den Haushalten auf einfache und effiziente Weise zuriickgegeben und damit
der rechtmdssige Zustand hergestellt werden.

Keine pauschale Vergiitung ist hingegen fiir die Unternehmen vorgesehen, insbe-
sondere da diese in aller Regel dank des Vorsteuerabzugs nicht mit der Mehrwert-
steuer belastet waren.
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Botschaft
1 Ausgangslage
1.1 Handlungsbedarf und Ziele

Das Bundesgericht entschied 2015 in einem Grundsatzurteil!, dass die Empfangsge-
biihr fiir Radio und Fernsehen nicht der Mehrwertsteuerpflicht untersteht. Es nahm
eine Anderung seiner eigenen Praxis zur Charakterisierung der Empfangsgebiihren
vor und kam zum Schluss, dass es sich nicht wie bisher um eine Regalabgabe,
sondern «eher um eine Zwecksteuer oder eine Abgabe sui generis» handle. Damit
liege kein mehrwertsteuerpflichtiges Austauschverhéltnis zwischen Staat und Ge-
biihrenzahlenden vor. Seit Einfilhrung der Mehrwertsteuer waren die Empfangsge-
biihren mit Mehrwertsteuer erhoben worden (zuerst durch die PTT, ab 1998 durch
die Billag AG).

Die Eidgenoéssische Steuerverwaltung (ESTV) und das Bundesamt fiir Kommunika-
tion (BAKOM) setzten das Urteil des Bundesgerichts sofort um: Seit April 2015
wird keine Mehrwertsteuer mehr auf der Empfangsgebiihr bzw. der Abgabe fiir
Radio und Fernsehen erhoben.

Offen liess das Bundesgericht zundchst die Frage der Riickerstattung der bereits
abgerechneten Mehrwertsteuer, was zu Folgeverfahren vor dem Bundesverwal-
tungsgericht und dem Bundesgericht sowie zu knapp 30 000 derzeit beim BAKOM
héngigen Riickerstattungsgesuchen fiihrte.

In einem zweiten Urteil von 20182 ordnete das Bundesgericht die Riickerstattung der
von 2010 bis 2015 erhobenen Mehrwertsteuer auf den Radio- und Fernsehemp-
fangsgebiihren, plus Zins «ab Verzugy, an vier Einzelpersonen an, weil die Belas-
tung mit der Mehrwertsteuer ohne Rechtsgrund erfolgt sei. Diese Urteile haben
Leitcharakter, da alle Gebiihrenzahlenden Mehrwertsteuer auf den Empfangsgebiih-
ren bezahlt haben und diese zuriickfordern konnten. Ebenfalls im Jahr 2018 wurde
der Bundesrat beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen fiir die Riickerstattung der
Mehrwertsteuer an alle Haushalte und Unternehmen zu schaffen (Motion Fliickiger-
Béni vom 5. Mai 20153). Diese Vorlage ist auch erforderlich, um die zahlreichen
potenziell gleichgelagerten Félle ohne unverhiltnisméssig hohen Aufwand zu be-
handeln.

Die Vorlage verfolgt somit einerseits das Ziel, einen unverhiltnisméssigen Verwal-
tungsaufwand zu verhindern, der bei einer Einzelfallabwicklung entstehen wiirde.
Andererseits stellt die Vorlage aber auch fiir Gebiihrenzahlerinnen und Gebiihren-
zahler eine Vereinfachung dar: Sie miissen keine individuellen Gesuche einreichen
und ihre Forderung weder begriinden noch belegen.

1 BGE 141 11 182 ff.

2 BGE 144 11 412 sowie Urteil 2C_355/2017 vom 2. November 2018

3 15.3416 «Riickzahlung der unrechtmissig erhobenen Mehrwertsteuer auf Radio- und
Fernsehgebiihreny

8170



BB12019

1.2 Gewiihlte Losung und gepriifte Alternativen
1.2.1 Gewiihlte Losung

Um die genannten Ziele zu erreichen, sollen an Stelle einer individuellen Riicker-
stattung alle Haushalte eine pauschale Vergiitung erhalten. Diese erfolgt iiber eine
einmalige Gutschrift von 50 Franken auf einer Abgaberechnung der Erhebungsstelle
Serafe AG. Diese Losung ist einfach umsetzbar, der Verwaltungsaufwand beim
BAKOM und der Erhebungsstelle bleibt verhdltnisméssig. Die meisten Haushalte
werden {liberdies von dieser Losung «profitieren», da sie kein Gesuch einreichen und
den Anspruch nicht belegen miissen. Ausserdem miissen sie sich auch eine allfdllige
Verjédhrung ihrer Anspriiche nicht entgegenhalten lassen (zu den Einzelheiten
vgl. Ziff. 4 ff.).

1.2.2 Gepriifte Alternativen

Private/Haushalte

Fiir eine individuelle Riickzahlung der Mehrwertsteuer auf den Gebiihren fiir den
privaten Empfang braucht es keine eigene gesetzliche Grundlage. Die Anspriiche der
Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller miissten aber im Einzelfall und unter Beriick-
sichtigung von lange zuriickliegenden Mutationen (z.B. wegen Tod, Scheidung,
Heirat, Auflosung einer Wohngemeinschaft, Wegzug ins Ausland) {iberpriift wer-
den. Die Fragen der Verzinsung und der Verjdhrung miissten ebenfalls einzeln
geklart werden. Es wiirde sowohl fiir die Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller wie
fir die Verwaltung ein Aufwand entstehen, der im Vergleich zur individuellen
Riickerstattungssumme offensichtlich unverhdltnisméssig ist. Ein solches Vorgehen
ist fiir den Bundesrat wie auch fiir sdmtliche Vernehmlassungsteilnehmer keine
gangbare Option. Da es auch im Widerspruch zur Motion Fliickiger-Béni steht,
wurde es vom Bundesrat nicht weiterverfolgt.

Gleiches gilt fiir verschiedene Kombinationsmoglichkeiten von individueller Riick-
erstattung und pauschaler Vergiitung. Hier stiinde in den zu behandelnden Einzelfdl-
len der Aufwand ebenfalls in einem Missverhiltnis zur Riickerstattungssumme.
Auch die Ergebnisse der Vernehmlassung geben dem Bundesrat keinen Anlass,
solche Alternativen weiter zu verfolgen.

Unternehmen

Dem Auftrag der Motion Fliickiger-Bani vom 5. Mai 2015 folgend, hat der Bundes-
rat eine pauschale Vergiitung an die Unternehmen gepriift. Von den zwischen 2010
und 2015 erhobenen Mehrwertsteuern auf den Empfangsgebiihren von rund 170
Millionen Franken stammen insgesamt rund 5 Millionen Franken von den Unter-
nehmen.

Eine pauschale Vergiitung in Form einer Gutschrift auf der Abgaberechnung wére
organisatorisch zwar machbar. Der Bundesrat lehnt eine solche Pauschallosung aber
aus inhaltlichen Griinden ab, die nachfolgend dargelegt werden.
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Das Bundesgesetz vom 24. Mérz 20064 iiber Radio- und Fernsehen (RTVG) unter-
schied vor dem Systemwechsel am 1. Januar 2019 bei Unternehmen zwischen einer
gewerblichen und einer kommerziellen Empfangsgebiihr. Unternehmen, welche
Radio- und Fernsehprogramme lediglich fiir ihr eigenes Personal verwendeten (z.B.
Hintergrundmusik in einer Werkstatt), schuldeten die gewerbliche Gebiihr. Jene
Betriebe, welche Empfangsgerite zu Zwecken der Unterhaltung oder der Informati-
on fiir ihre Kundschaft (z.B. Hotelzimmer) bereitstellten, hatten eine kommerzielle
Empfangsgebiihr zu entrichten. Betriebe, die eine erhebliche Zahl von Kundinnen
und Kunden erreichten, bezahlten aus Griinden der Rechtsgleichheit einen hdheren
Tarif. Es gab deshalb im Bereich der kommerziellen Empfangsgebiihren drei Kate-
gorien mit drei unterschiedlichen Tarifen. Seit dem 1. Januar 2019 bezahlen nur
noch Unternehmen eine Abgabe fiir Radio und Fernsehen, welche bei der ESTV im
Register der mehrwertsteuerpflichtigen Personen eingetragen sind und einen Umsatz
von mehr als 500 000 Franken erzielen. Mehr als 75 Prozent der Schweizer Unter-
nehmen sind entweder nicht mehrwertsteuerpflichtig oder haben einen Umsatz von
unter 500 000 Franken und sind infolgedessen nicht abgabepflichtig.

Der Kreis der bis zum 31. Dezember 2018 gebiihrenpflichtigen Betriebe und der
Kreis der ab dem 1. Januar 2019 abgabepflichtigen Unternehmen sind somit nicht
identisch. Betriebe, die der gewerblichen bzw. kommerziellen Gebiihr unterlagen,
miissen heute moglicherweise keine Abgabe bezahlen. Eine Kompensation mittels
Gutschrift auf einer ndchsten Abgaberechnung wire fiir sie nicht mehr méglich. Bei
einer pauschalen Gutschrift an alle abgabepflichtigen Unternehmen wiirden unver-
héltnisméssig viele Betriebe profitieren, die keine Empfangsgebiihr und damit auch
keine Mehrwertsteuer bezahlt hatten. Empfangsgebiihren bezahlt haben rund
110 000 Betriebe inkl. Filialen, wahrend der Abgabepflicht neu rund 140 000 Unter-
nehmen unterliegen. Insbesondere kleine Betriebe, die heute aus Griinden ihrer
Umsatzgrenze nicht der Abgabepflicht unterliegen, aber eine gewerbliche bzw.
kommerzielle Empfangsgebiihr zahlen mussten und den Vorsteuerabzug nicht
geltend machten, wiirden leer ausgehen. Demgegeniiber wiirden Unternehmen
profitieren, welche den Vorsteuerabzug geltend gemacht haben, und denen aus der
Bezahlung der Mehrwertsteuer auf den Empfangsgebiihren kein finanzieller Nach-
teil entstanden ist.

In Bezug auf die Unternehmen weicht der Bundesrat somit bewusst von den in der
Motion Fliickiger-Bani vom 5. Mai 2015 gemachten Vorgaben ab. Allfillige Riick-
forderungsanspriiche von Unternehmen bestehen aber weiter. Sie konnen im Einzel-
fall geltend gemacht werden. Zur Erledigung der Gesuche wird das BAKOM ein
einfaches Verfahren vorsehen und die Unternehmen entsprechend informieren.

Damit eine Riickerstattung erfolgen kann, ist entscheidend, dass der Gesuchsteller
von 2010 bis 2015 die Abgabe bezahlt hat und keine Vorsteuern geltend machen
konnte, weil er nicht im Mehrwertsteuerregister eingetragen war, oder dass er die
Vorsteuern nicht vollstindig geltend machen konnte. Letzteres ist dann der Fall,
wenn von der Mehrwertsteuer ausgenommene Leistungen erbracht wurden oder
wenn das Unternehmen Subventionen erhalten hat.

4 SR 784.40
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1.3 Verhiiltnis zur Legislaturplanung und zur
Finanzplanung sowie zu Strategien des Bundesrates

Der vorliegende Gesetzesentwurf ist weder in der Botschaft vom 27. Januar 20165
zur Legislaturplanung 2015-2019 noch im Bundesbeschluss vom 14. Juni 20166
tiber die Legislaturplanung 2015-2019 angekiindigt. Der Bundesrat wurde erst im
Jahr 2018 beauftragt, die Motion Fliickiger-Bani vom 5. Mai 2015 umzusetzen.

Das Geschift wurde in den Voranschlag 2020 mit integriertem Aufgaben- und
Finanzplan aufgenommen: Der Transferkredit im Bereich der Medien im Jahr 2021
wird um 186 Millionen Franken erhoht. Davon stehen 185 Millionen fiir den Aus-
gleich der Mindereinnahmen aus der Haushaltsabgabe zur Verfiigung und eine
Million zur Begleichung allfélliger Riickforderungsanspriiche von Unternehmen.

Diese Vorlage weist keine Schnittstellen mit einer Strategie des Bundesrates auf.

14 Erledigung parlamentarischer Vorstosse

Mit dieser Gesetzesvorlage wird die Motion Fliickiger-Béni vom 5. Mai 2015 weit-
gehend erfiillt. Mit dem Bundesgesetz tiber die pauschale Vergiitung der Mehrwert-
steuer auf den Empfangsgebiihren fiir Radio und Fernsehen wird die gesetzliche
Grundlage fiir eine pauschale Gutschrift an alle Haushalte geschaffen. Eine Riicker-
stattung an alle Unternehmen — wie sie das Parlament mit der Motion ebenfalls
fordert — ist demgegeniiber nicht vorgesehen. Die Griinde fiir diesen Verzicht wer-
den in Ziffer 0 ausfiihrlich dargelegt.

2 Vernehmlassungsverfahren

Vom 17. April 2019 bis zum 5. August 2019 war die Vorlage zum neuen Bundesge-
setz liber die pauschale Vergiitung der Mehrwertsteuer auf den Empfangsgebiihren
fiir Radio und Fernsehen Gegenstand eines Vernehmlassungsverfahrens. Insgesamt
sind 43 Eingaben eingegangen. Stellung genommen haben 24 Kantone, vier politi-
sche Parteien (SVP, SP, FDP die Liberalen, CVP), ein gesamtschweizerischer
Dachverband der Gemeinden, Stidte und Berggebiete, drei gesamtschweizerische
Dachverbande der Wirtschaft, fiinf zusétzliche Vernehmlassungsadressaten sowie
sechs nicht offiziell eingeladene Teilnehmer.

5 BBI12016 1105
6 BBI12016 5183
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2.1 Zusammenfassung der Ergebnisse des
Vernehmlassungsverfahrens

Insgesamt heissen 39 Teilnehmende die Vorlage gut, 32 davon ohne Vorbehalte
bzw. ohne vom Vorentwurf abweichende Anderungsvorschlige. Das gilt fiir alle 24
teilnehmenden Kantone, zwei der vier an der Vernehmlassung teilnehmenden politi-
schen Parteien (SP, FDP die Liberalen) und die meisten der Vernchmlassungsteil-
nehmenden aus dem Kreis der Dachverbinde und der weiteren interessierten Kreise
(Schweizerischer Gewerkschaftsbund, Schweizerischer Stddteverband, Travail
Suisse, SRG SSR, Telesuisse, Centre Patronal).

In sechs Eingaben werden Vorbehalte und Anderungswiinsche deponiert (Konsu-
mentenorganisationen acsi, FRC und SKS, Vereinigung fiir kritische Mediennutzung
ARBUS, Pensionskassenverband, ein privater Vernehmlassungsteilnehmer).

Vier Teilnehmende (SVP, Schweizerischer Gewerbeverband, Aktion Medienfreiheit
und ein privater Vernehmlassungsteilnehmer) lehnen den Vorentwurf in der vorlie-
genden Form ab.

In der Vernehmlassung werden insbesondere folgende Anderungswiinsche bzw.
grundsitzliche Vorbehalte angebracht:

—  Eine gesetzliche Regelung auch fiir Unternehmen (SVP, Schweizerischer
Gewerbeverband, Schweizerischer Pensionskassenverband, Aktion Medien-
freiheit, eine Privatperson)

—  Ausdehnung bzw. Begrenzung des Kreises der berechtigten Privatpersonen
in bestimmten Konstellationen (Konsumentenverbinde, Verein fiir kritische
Mediennutzung ARBUS, SVP)

—  Erhohung der Pauschale fiir Private, da Verzugszinse einzuberechnen seien
(Konsumentenverbénde, eine Privatperson)

—  Keine Finanzierung der aus der Gutschrift resultierenden Mindereinnahmen
bei der Abgabe fiir Radio und Fernsehen aus Bundesmitteln (Schweizeri-
scher Gewerbeverband, eine Privatperson)

Die Einzelheiten sind im Vernehmlassungsbericht’ aufgefiihrt.

2.2 Wiirdigung der Ergebnisse des
Vernehmlassungsverfahrens

Aufgrund der Vernehmlassungsergebnisse besteht aus Sicht des Bundesrates kein
Anlass fiir eine grundlegende Anpassung der Vorlage. Der Gesetzestext bleibt
gegeniiber der Vernehmlassungsvorlage unverdndert. Mit Bezug auf die wichtigsten
Vorbringen ist Folgendes zu bemerken:

—  Eine gesetzliche Grundlage auch fiir die Unternehmen fordern nur fiinf Ver-
nehmlassungsteilnehmende. Demgegeniiber lehnt die CVP sowohl eine Pau-

7 Abrufbar unter www.admin.ch > Bundesrecht > Vernehmlassungen > Abgeschlossene
Vernehmlassungen > 2019 > UVEK.
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schallosung wie auch eine Riickvergiitung an die Unternehmen im Einzelfall
und auf Gesuch hin ab. Der Bundesrat hat die Griinde gegen eine pauschale
Vergiitung und fiir eine individuelle Riickzahlung an die Unternehmen be-
reits ausfiithrlich dargelegt (vgl. Ziff. 1.2.2). Es besteht kein Anlass, auf diese
Begriindung zuriickzukommen. Soweit in der Vernehmlassung ein einfaches
Verfahren fiir die Behandlung von Riickerstattungsgesuchen von Unterneh-
men gefordert wird, ist darauf hinzuweisen, dass das BAKOM die bestehen-
den Spielrdume des geltenden Rechts nutzen wird, um ein einfaches Vorge-
hen zu ermdglichen.

Aus Sicht des Bundesrates ist es zugunsten einer einfachen und effizienten
Losung hinzunehmen, dass einige der rund 30 000 Gebiihrenzahlenden, die
bereits ein Riickerstattungsgesuch eingereicht haben, keine Gutschrift erhal-
ten werden (z.B. wegen Wegzugs ins Ausland). Eine zusédtzliche, individuel-
le Behandlung von «Hértefédllen» wire mit einem betréchtlichen administra-
tiven Aufwand verbunden, der durch dieses Gesetz gerade vermieden
werden soll. Als Folge des Systemwechsels von der gerdteabhingigen
Radio- und Fernsehempfangsgebiihr zur gerdteunabhingigen Radio- und
Fernsehabgabe ergibt sich iiberdies, dass auch Haushalte von der einmaligen
Gutschrift profitieren konnen, welche keine Empfangsgebiihren bezahlt
haben oder bei denen es zu Mutationen gekommen ist (z.B. Bezahlung nur
von Radio- oder nur von Fernsehempfangsgebiihren, Unterbrechungen bei
der Gebiihrenpflicht, neuer Haushalt etc.; vgl. zum Ganzen auch die Erldute-
rungen zu Art. 3 und die rechtlichen Aspekte in Ziff. 7).

Eine Ausklammerung der nach 2015 neu gegriindeten Haushalte aus dem
Kreis der Berechtigten, wie sie die SVP fordert, ist wegen des erwéhnten
Systemwechsels nicht moglich. Die Datenbank der neuen Erhebungsstelle
(Serafe AG) unterscheidet sich wesentlich von derjenigen der Billag AG, so
dass ein Abgleich der Daten nicht moglich ist.

Eine Verzinsung der vom Bund zwischen 2010 und 2015 eingenommenen
Mehrwertsteuerbetrage auf den Empfangsgebiihren fiir Radio und Fernsehen
hat das UVEK nach den entsprechenden Forderungen in der Vernehmlas-
sung nochmals gepriift. Sie war im Vorentwurf nicht vorgesehen. Das Bun-
desgericht hatte in seinen Urteilen eine Zinspflicht des Bundes ab Verzug
bestitigt. Fiir das Eintreten des Verzugs braucht es grundsitzlich eine Mah-
nung durch die Gliubiger, welche hier in den allermeisten Fillen nicht er-
folgt ist. Allerdings hat das BAKOM nach den Urteilen des Bundesgerichts
am 14. November 2018 eine Medienmitteilung verdffentlicht, wonach nun
eine gesetzliche Grundlage fiir die Riickerstattung «an alle» erarbeitet wer-
de, und die Berechtigten nicht aktiv werden miissten. Spétestens ab diesem
Zeitpunkt ist ein Verzug des Bundes gegeniiber allen Berechtigten zu beja-
hen. Zwar treten die Pauschalen fiir die Haushalte an die Stelle aller indivi-
duellen Anspriiche und eine Aufteilung dieser Pauschalen in einzelne Be-
standteile ist nicht angezeigt. Ein Verzicht auf eine Verzinsung der falligen
Forderung von 165 Millionen Franken (zwischen 2010 und 2015 einge-
nommene Mehrwertsteuer auf den Gebiihren fiir privaten Empfang) ldsst
sich aber im vorliegenden Geschift aufgrund des Bundesgerichtsurteils und
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des besonderen Vorgehens bei der Riickzahlung nicht stichhaltig begriinden.
Es ist mit Bezug auf die iberwiegende Mehrheit der Berechtigten und im
Sinne einer Pauschallosung von einem Verzug von rund zwei Jahren auszu-
gehen (Ende 2018 bis Ende 2020; Gutschriften auf den Serafe-Rechnungen
beginnen voraussichtlich im Jahr 2021). Bejaht man eine solche Verzugs-
zinspflicht, belduft sich der auf alle Haushalte gleichméssig zu verteilende
Betrag neu auf rund 182 Millionen Franken (Zinssatz: 5 %).

—  Uber die Kompensation der aus den Gutschriften auf den Abgaberechnungen
resultierenden Ausfiélle aus der Bundeskasse besteht weitgehender Konsens.
Der auf den Empfangsgebiihren erhobene Mehrwertsteuerbetrag wurde in
der Bundesrechnung vereinnahmt (vgl. die Erlduterungen zu Art. 4). Auf die
von zwei Teilnehmern vorgebrachten alternativen «Finanzierungsoptionen»
zulasten der abgabefinanzierten Veranstalter kann deshalb nicht eingegangen
werden und es ist am in der Vernehmlassung vorgeschlagenen Modell fest-
zuhalten.

3 Rechtsvergleich, insbesondere
mit dem européischen Recht

Die Vorlage bezieht sich auf eine einmalige Konstellation. Aus einem Rechtsver-
gleich konnen keine Schlussfolgerungen gezogen werden.

4 Grundziige der Vorlage
4.1 Die beantragte Neuregelung

Die pauschale Vergiitung der vom Bund von 2010 bis 2015 erhobenen Mehrwert-
steuer auf der Empfangsgebiihr fiir Radio und Fernsehen erfolgt in Form einer
einmaligen Gutschrift auf den Abgaberechnungen der Erhebungsstelle Serafe AG.
Eine Gutschrift erhalten alle Privat- und Kollektivhaushalte (z.B. Alters- und Pfle-
geheime, Spitéler, Internate), welche im Vergiitungsjahr eine Rechnung der Serafe
AG erhalten, und somit zu diesem Zeitpunkt nicht geméss Artikel 695 oder Arti-
kel 109¢ RTVG von der Abgabepflicht befreit sind.

Alle Haushalte erhalten eine einmalige, gleich hohe Gutschrift. Die Hohe der Gut-
schrift von 50 Franken orientiert sich — wie bereits im Vorentwurf — am Gesamtbe-
trag der von 2010 bis 2015 bei den Haushalten erhobenen Mehrwertsteuer
(165 Millionen Franken), zusétzlich Verzugszinsanteil seit Ende 2018 (17 Millionen
Franken) und der voraussichtlichen Anzahl abgabepflichtiger Haushalte im Vergii-
tungsjahr 2021 (182 Millionen Franken geteilt durch 3,6 Millionen abgabepflichtige
Haushalte im Gutschriftsjahr).

Die pauschale Vergiitung tritt an die Stelle einer individuellen Riickzahlung. Allfdl-
ligen Riickerstattungsanspriichen wird mit der Inkraftsetzung der vorgeschlagenen
Regelung die Grundlage entzogen. Wer bereits vor der Inkraftsetzung dieser Rege-
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lung ein Gesuch um Riickerstattung der Mehrwertsteuer eingereicht hat (derzeit rund
30 000 Personen), wird gleichbehandelt wie alle anderen Haushalte.

4.2 Abstimmung von Aufgaben und Finanzen

Diese Vorlage sieht eine pauschale Vergiitung an die Haushalte fiir vom Bund ohne
Rechtsgrund in Rechnung gestellte Mehrwertsteuerzahlungen im Zeitraum von 2010
bis 2015 vor. Die Hohe der Ausgleichszahlung des Bundes an die Empfanger von
Anteilen des Abgabeertrags orientiert sich an der zwischen 2010 und 2015 erhobe-
nen Mehrwertsteuer auf den Empfangsgebiihren, zusitzlich Verzugszinsanteil seit
Ende 2018.

Es entstehen keine zusétzlichen Personalkosten zulasten des Bundes. Die Leistungen
werden innerhalb der Bundesverwaltung in erster Linie durch das BAKOM getra-
gen.

4.3 Umsetzungsfragen

Fiir die Bereitstellung der Mittel aus der Bundeskasse und die Abldufe bei der Kom-
pensation gegeniiber den berechtigen Radio- und Fernsehveranstaltern sind die
zustindigen Bundesbehdrden unter Federfithrung des BAKOM verantwortlich.

Zur Erledigung der individuellen Gesuche von Unternehmen (vgl. Ziff. 1.2) wird das
BAKOM ecin einfaches Verfahren vorsehen und die Unternehmen entsprechend
informieren.

5 Erliduterungen zu einzelnen Artikeln

Art. 1 Grundsatz

Das Bundesgericht ordnete in vier Einzelfillen die Riickerstattung der Mehrwert-
steuer auf den Radio- und Fernsehempfangsgebiihren fiir die Zeit von 2010 bis 2015
an.8 Die Vorlage orientiert sich an dieser Zeitspanne. Der Anspruch auf Riickerstat-
tung fiir die Mehrwertsteuer, die vor dem 1. Januar 2010 bezahlt wurde, ist geméiss
Bundesgericht verjéhrt.

Die Haushalte, die eine Gutschrift erhalten werden, sind nicht zwingend identisch
mit denjenigen, die zwischen 2010 und 2015 die Mehrwertsteuer auf der Empfangs-
gebiihr bezahlt haben. Dies ergibt sich unter anderem als Folge des zwischenzeitlich
erfolgten Systemwechsels von der gerdteabhdngigen Empfangsgebiihr zur Abgabe
fiir Radio und Fernsehen, die von jedem Haushalt zu entrichten ist. Von der einma-
ligen Gutschrift konnen demnach auch Haushalte profitieren, welche keine Emp-
fangsgebiihren bezahlt haben oder bei denen es zu Mutationen gekommen ist
(z.B. Bezahlung nur von Radio- oder nur von Fernsehempfangsgebiihren, Unterbre-

8 Urteil 2C_355/2017 vom 2. November 2018
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chungen bei der Gebiihrenpflicht, neuer Haushalt etc.). Umgekehrt sind Fille denk-
bar, in denen Personen, welche die Mehrwertsteuer auf den Empfangsgebiihren in
der massgeblichen Periode von 2010 bis 2015 bezahlt haben, diese nicht oder zu-
mindest nicht unmittelbar vergiitet bekommen. Dies zum Beispiel bei Auflésung des
Haushalts nach April 2015 (Wegzug ins Ausland, Zusammenlegung von Haushalten,
Eintritt in einen Kollektivhaushalt etc.).

Das RTVG verweist fiir die Definition der Privat- und Kollektivhaushalte auf die
Gesetzgebung iiber die Registerharmonisierung® (Art. 69a Abs. 2 RTVG und
Art. 69¢ Abs. 2 RTVG).

Art. 2 Hohe, Form und Zeitpunkt der Vergiitung

Trotz der im Vorentwurf noch nicht berticksichtigten Verzinsung der ohne Rechts-
grundlage eingenommenen Mehrwertsteuer wird die auf jeden einzelnen Haushalt
entfallende pauschale Vergiitung von 50 Franken nicht verdndert. Dies weil die
Prognose der gutschriftsberechtigten Haushalte nach den ersten Erfahrungen der
Serafe AG von 3,4 auf knapp 3,6 Millionen (Stand 30. September 2019: 3,57 Milli-
onen Haushalte) korrigiert werden muss. Teilt man den durch den Verzugszins
erweiterten Mehrwertsteuerbetrag von 182 Millionen Franken durch 3,6 Millionen
Haushalte, erhélt man — unter Beriicksichtigung einer kleinen Reserve fiir mogliche
weitere Verdnderungen bei der Zahl der berechtigten Haushalte — erneut eine Pau-
schale von 50 Franken pro Haushalt. Dieser Betrag entspricht auch dem politischen
Willen der Vernehmlassungsteilnehmer: Er stiess auf weitgehende Zustimmung und
wurde von den Konsumentenverbianden als Minimum bezeichnet.

Die pauschale Vergiitung wird jedem Haushalt auf der ersten Rechnung gutge-
schrieben, die er im Auszahlungsjahr erhélt, unabhéngig davon, ob eine Jahres- oder
Dreimonatsrechnung zugestellt wird und wie lange der Haushalt bzw. die Abgabe-
pflicht im Auszahlungsjahr besteht.

Das Auszahlungsjahr ist nicht zwingend identisch mit einem Kalenderjahr. Baraus-
zahlungen sowie Gutschriften auf Post- und Bankkonten sind ausgeschlossen.

Art. 3 Ausschluss von Riickforderungsanspriichen

Eine pauschale Vergiitung der Mehrwertsteuer an alle Haushalte ist nur effizient,
wenn sie an die Stelle der individuellen Riickzahlung tritt. Nur so kann ein grosser,
unverhéltnisméssiger Verwaltungsaufwand verhindert und Rechtssicherheit geschaf-
fen werden.

Personen, die ein Riickerstattungsgesuch gestellt haben, erhalten dieselbe Pauschale
wie alle andern, sofern sie im Vergiitungsjahr abgabepflichtig sind. Thre Gesuche
werden von Gesetzes wegen hinfillig, in besonderen Einzelfallkonstellationen ist
auch denkbar, dass sie — weil sie nicht mehr Mitglied eines Haushalts sind — gar
keine Vergiitung erhalten. Die Regelung in Artikel 3 wirkt sich auf sdmtliche nicht
rechtskriftig entschiedenen Riickzahlungsgesuche vor allen Rechtsinstanzen aus.

9 Bundesgesetz vom 23. Juni 2006 iiber die Harmonisierung der Einwohnerregister und
anderer amtlicher Personenregister (Registerharmonisierungsgesetz, RHG, SR 431.02).
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Auch allfilligen kiinftigen, mit der Mehrwertsteuer auf den Empfangsgebiihren fiir
privaten Empfang zusammenhingenden Forderungen wird mit der Inkraftsetzung
dieses Gesetzes endgiiltig die Anspruchsgrundlage entzogen. Eine Durchsetzungs-
moglichkeit ist damit auch nach dem Ausserkrafttreten dieses befristeten Gesetzes
nicht mehr gegeben.

Fiir etliche der rund 30 000 Gebiihrenzahlenden, die aktiv ein Gesuch um Riicker-
stattung gestellt haben, diirfte die einmalige Gutschrift etwas unter dem Betrag
liegen, den sie ohne die Pauschallgsung erstreiten konnten. Dies ist aber im Sinn des
Verhédltnisméssigkeitsprinzips in einem Massengeschdft mit gut 3,5 Millionen
gutschriftsberechtigten Haushalten hinzunehmen, zumal es um Betrdge im Bagatell-
bereich geht, wie aus der nachfolgenden Tabelle hervorgeht.

Tabelle

Mehrwertsteuer auf den Radio- und Fernsehgebiihren 2010-2015

Radio und TV
Zeitraum MWST-Satz Monate i{dg;/iGebﬁh:, inkl. | Bezahlte MWST
1.1.-31.12.2010 2.40 % 12 462.00 10.83
1.1.-31.12.2011 2.50 % 12 462.40 11.28
1.1.-31.12.2012 2.50 % 12 462.40 11.28
1.1.-31.12.2013 2.50 % 12 462.40 11.28
1.1.-31.12.2014 2.50 % 12 462.40 11.28
1.1.-31.03.2015 2.50 % 3 115.60 2.82
Total Radio+TV 58.77

Nur TV
Zeitraum MWST-Satz Monate m(;%bﬁku, inkl. Bezahlte MWST
1.1.-31.12.2010 2.40 % 12 293 6.87
1.1.-31.12.2011 2.50 % 12 293.25 7.15
1.1.-31.12.2012 2.50 % 12 293.25 7.15
1.1.-31.12.2013 2.50 % 12 293.25 7.15
1.1.-31.12.2014 2.50 % 12 293.25 7.15
1.1.-31.03.2015 2.50 % 3 73.31 1.79
Total nur TV 37.26
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Nur Radio
Zeitraum MWST-Satz Monate R v(ggl%um inkl. Bezahlte MWST
1.1.-31.12.2010 2.40 % 12 169.00 3.96
1.1.-31.12.2011 2.50 % 12 169.15 4.13
1.1.-31.12.2012 2.50 % 12 169.15 4.13
1.1.-31.12.2013 2.50 % 12 169.15 4.13
1.1.-31.12.2014 2.50 % 12 169.15 4.13
1.1.-31.03.2015 2.50 % 3 42.29 1.03
Total nur Radio 21.51

Die iiberwiegende Mehrheit der Haushalte hat hingegen keine Riickforderungsan-
spriiche gegeniiber dem Bund geltend gemacht. Sie wird mit Blick auf die Verjéh-
rung von der Gutschrift profitieren und mehr erhalten, als sie auf dem gerichtlichen
Weg noch durchsetzen konnte.

Art. 4 Finanzierung

Als Folge der Gutschrift auf den Abgaberechnungen werden bei der Erhebung der
Haushaltabgabe insgesamt maximal 185 Millionen Franken weniger eingenommen
(unter Beriicksichtigung einer Reserve von 3 Million Franken als Reserve fiir den
Fall einer weiteren Zunahme der Privathaushalte). Entlang der gesamten Wertschop-
fungskette, die unternehmens- und brancheniibergreifend zu betrachten ist, geht der
Nettoertrag aus allen Mehrwertsteuer-Abrechnungen im Endeffekt immer an den
Bund. Dies ist auch dann der Fall, wenn branchenweise oder auch temporir Vor-
steueriiberhdnge an Steuersubjekte ausbezahlt werden, wie dies im Zusammenhang
mit den Radio- und Fernsehempfangsgebiihren der Fall war.

Das BAKOM rechnete als Steuersubjekt auf den jéhrlichen Gebiithreneinnahmen
(Umsatz im Sinne der Mehrwertsteuer) die Mehrwertsteuer ab. Dabei kam aufgrund
des anwendbaren Mehrwertsteuerrechts der reduzierte Steuersatz von 2,4 bzw. 2.5
Prozent zur Anwendung. Systembedingt konnte das BAKOM die Mehrwertsteuer
auf seinen Aufwénden (Gebiihrenverteilung), welche bei den Destinatiren wiederum
mit der Mehrwertsteuer belastet worden sind, als Vorsteuer in Abzug bringen. Der
Saldo aus der Mehrwertsteuer auf den Gebiihreneinnahmen (Umsatz) abziiglich der
Vorsteuer wurde der ESTV {iiberwiesen. Bestand ein Vorsteueriiberhang, wurde
dieser durch die ESTV an das Steuersubjekt vergiitet. Im konkreten Fall waren es
Vorsteueriiberhdnge, die dem BAKOM (Steuersubjekt) iiberwiesen wurden. Diese
Betrige wies das BAKOM dem «Gebiihrentopf» (Total der an die Destinatire zu
iiberweisenden Gebiihrenanteile) zu. Das BAKOM hat die Gebiihrenanteile den
Radio- und Fernsehveranstaltern {iberwiesen. Diese haben ihrerseits ihre Einnahmen
(Umsatz) mit der ESTV abgerechnet; wiederum zum reduzierten Steuersatz von 2,4
bzw. 2,5 Prozent. Gleichzeitig konnten die Radio- und Fernsehveranstalter fiir die
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Vorsteuer, welche ihnen ihre Lieferanten iiberwiélzten, den Vorsteuerabzug geltend
machen. Da die Lieferungen teilweise mit dem Normalsteuersatz von 7,6 bzw. 8,0
Prozent besteuert wurden, fiel der Vorsteuerabzug wiederum grosser aus als die
Steuerschuld, woraus ein Vorsteueriiberhang zugunsten der Radio- und Fernsehver-
anstalter resultierte.

Dem Mehrwertsteuerprinzip des Netto-Allphasensystems mit Vorsteuerabzug fol-
gend wurden somit die Gebiihren auf dem Weg vom Gebiihrenzahler iiber das
BAKOM zu den Destinatéren und letztlich zu den Lieferanten der Destinatére per
Saldo (dank dem Vorsteuerabzug) nur einmal mit der Mehrwertsteuer belastet.

Der auf den Empfangsgebiihren erhobene Mehrwertsteuerbetrag wurde in der Bun-
desrechnung vereinnahmt. Die Gutschrift fiir die Haushalte kann deshalb nicht zu
Lasten der abgabefinanzierten Radio- und Fernsehveranstalter gehen. Deshalb
werden die Mindereinnahmen von maximal 185 Millionen Franken aus allgemeinen
Bundesmitteln ausgeglichen.

Art. 5 Referendum, Inkrafttreten und Geltungsdauer

Gemiss Artikel 141 Absatz 2 Buchstabe aduater des revidierten Parlamentsgesetzes
vom 13. Dezember 200210 ist eine Befristung von Erlassen zu priifen. Im Sinne der
angestrebten konstanten Bereinigung der Gesetzgebung ist dieses Gesetz auf drei
Jahre befristet.

6 Auswirkungen auf den Bund und weitere Bereiche

Die Gutschriften an die Haushalte fithren zu Minderertragen aus der Haushaltabgabe
von maximal 185 Millionen Franken. Der Bedarf der Abgabeempfénger ist deshalb
im Vergiitungsjahr nicht vollstindig durch Abgabeertrage gedeckt. Zum Ausgleich
dieser Minderertrége leistet der Bund gestiitzt auf diese Vorlage einen einmaligen
Beitrag von maximal 185 Millionen Franken aus allgemeinen Bundesmitteln. Fiir
die mit der Gutschrift verbundenen Aufwinde der Erhebungsstelle und des BAKOM
sind keine zusétzlichen Mittel aus der Bundeskasse erforderlich. Das BAKOM wird
dies auf der Basis der bestehenden Mandate mit der Erhebungsstelle regeln. Sollten
fiir die Umsetzung wider Erwarten Ausfithrungsbestimmungen notwendig sein, kann
der Bundesrat diese gestiitzt auf Artikel 182 Bundesverfassung!! (BV) erlassen.

Es ist offensichtlich, dass die Vorlage keine spezifischen Auswirkungen auf Kanto-
ne, Gemeinden, urbane Zentren, Agglomerationen und Berggebiete oder auf die
Volkswirtschaft, Gesellschaft und Umwelt hat. Die entsprechenden Fragen wurden
daher nicht vertieft untersucht.

Auf einen besonderen Aspekt ist der Vollstdndigkeit halber hinzuweisen: Diejenigen
Kantone und Gemeinden, welche die Mehrwertsteuer auf der Empfangsgebiihr
bezahlt haben, werden wie Unternechmen behandelt und konnen allfallige Riickfor-
derungsanspriiche im Einzelfall geltend machen.

10 SR 171.10
11 SR 101
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7 Rechtliche Aspekte

71 Verfassungsmiissigkeit

Die Grundlagen fiir den Erlass dieses Gesetzes bilden die Artikel 93 und 130 BV.

Das Gesetz bezieht sich auf Sachverhalte, welche sich deutlich vor seiner voraus-
sichtlichen Inkraftsetzung ereignet haben. Seit April 2015 wird die Mehrwertsteuer
auf den Empfangsgebiihren nicht mehr erhoben. Die vorgesehene Regelung kann je
nach Konstellation zu einer echten Riickwirkung fiihren, insbesondere indem Riick-
erstattungsanspriiche, die nach der Rechtsprechung bestehen, beseitigt oder durch
einen unter Umsténden etwas niedrigeren Pauschalanspruch ersetzt werden. Wer
zum Zeitpunkt der Gutschrift keine Abgaberechnung erhilt, geht leer aus. Auch
wenn in den meisten Konstellationen hochstens eine unechte Riickwirkung resultiert
(vgl. die Botschaft vom 15. Februar 2012 zur Anderung des Bundesgesetzes iiber die
Krankenversicherung, betreffend die Korrektur der zwischen 1996 und 2011 bezahl-
ten Pramien!2,), muss die Gesamtregelung die verfassungsrechtlichen Anforderun-
gen an eine echte Riickwirkung erfiillen. Diese ist hier gewollt. Der Bund will die
Grundlage fiir eine pauschale Vergiitung der Mehrwertsteuer schaffen, die er von
2010 bis 2015 erhoben hat.

Zwar geht die echte Riickwirkung hier zeitlich weit {iber die in der Regel als noch
zuldssig betrachtete Dauer von einem Jahr hinaus. Aufgrund der besonderen Natur
dieser Vorlage rechtfertigt es sich aber, den hinter dem Kriterium der zeitlichen
Missigkeit stehenden Verhéltnismissigkeitsgrundsatz (Art. 5 Abs. 2 BV) auf einer
allgemeineren Ebene anzuwenden. Aus dieser Warte erscheint der Ersatz individuel-
ler Forderungen durch eine pauschale Vergiitung nicht als unverhéltnismédssig:
Keine andere Option fiihrt zu einem vergleichbaren, verniinftigen Verhéltnis zwi-
schen den Abwicklungskosten und dem angestrebten Ziel (vgl. Ziff. 1.2).

Die in Ziff. 1.2 dargelegten Griinde fiir die vorgeschlagene Pauschalldsung begriin-
den auch das iiberwiegende 6ffentliche Interesse an einer Riickwirkung. Die meisten
Haushalte werden profitieren, da sie kein Gesuch einreichen und den Anspruch nicht
belegen miissen. Ausserdem miissen sie sich auch eine allfillige Verjahrung ihrer
Anspriiche nicht entgegenhalten lassen. Die administrativen Kosten fiir die Riicker-
stattung der Mehrwertsteuer konnen minimiert werden.

Es ist unvermeidlich, dass eine einfache und effiziente Pauschallsung, die notwen-
digerweise einen gewissen Schematismus aufweist, nicht jedem Einzelfall vollig
gerecht werden kann. Die pauschale Vergiitung entspricht zwar nicht dem jeder
einzelnen Personen genau zustehenden Betrag, doch geht es hier um Bagatellbetri-
ge. Weiter ist es nach Rechtsgleichheitskriterien vertretbar, die Gleichbehandlung
aller Empfingerinnen und Empféanger der pauschalen Vergiitung daran anzukniipfen,
wer im Zeitpunkt der Vergiitung zur Gruppe der Abgabepflichtigen gehort, die im
Grossen und Ganzen der Gesamtbevolkerung entspricht. Insgesamt kann das Krite-
rium, wonach bei einer Riickwirkung keine stossenden Rechtsungleichheiten resul-
tieren diirfen, als erfiillt betrachtet werden. Dass die Unternehmen nicht in die Pau-
schallosung einbezogen werden, ihre individuellen Anspriiche aber nicht verlieren,

12 BBI12012 1923, Ziff. 5.1
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lasst sich unter Gleichbehandlungsgrundsétzen ebenfalls nicht beanstanden (vgl.
Ziff. 1.2).

Wohlerworbene Rechte stehen der vorgeschlagenen Pauschalldsung keine entgegen.

Zusammengefasst ergibt sich, dass die Voraussetzungen fiir eine Riickwirkung
gegeben sind und die vorgeschlagene Pauschallosung verfassungsrechtlich zulédssig
ist.

7.2 Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen
der Schweiz

Die Vorlage steht in keinem Spannungsverhéltnis zum zwingenden Volkerrecht.

7.3 Unterstellung unter die Ausgabenbremse

Die Gutschriften an die Haushalte sollen nicht zu Lasten der Begilinstigten aus der
Abgabe (Radio- und Fernsehveranstalter, Nutzungsforschung etc.) gehen, weshalb
die daraus resultierenden Mindereinnahmen aus allgemeinen Bundesmitteln ausge-
glichen werden.

Subventionsbestimmungen, die neue einmalige Ausgaben von mehr als 20 Millionen
Franken oder neue wiederkehrende Ausgaben von mehr als 2 Millionen Franken
nach sich ziehen, bediirfen gemiss Artikel 159 BV der Zustimmung der Mehrheit
der Mitglieder jedes der beiden Réte (Ausgabenbremse). Artikel 4 des Gesetzesent-
wurfs untersteht daher der Ausgabenbremse.

7.4 Datenschutz

Die pauschale Gutschrift auf einer kiinftigen Haushaltabgaberechnung wird durch
die Erhebungsstelle (Serafe AG) veranlasst. Diese ist bei der Erfiillung ihres or-
dentlichen Inkassomandats an die Datenschutzbestimmungen gebunden (vgl.
Art. 69f RTVG!3). Zusitzliche Anforderungen an den Datenschutz sind nicht ange-
zeigt.

13 SR 784.40

8183



BB12019

8184



		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2019-12-09T10:43:19+0100
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




